
17. Kcv. 1955
Für das Nachschlagewerkl ja,
Für die Sammlung! nein
Für die Fachpresse! ja

Gesetz? T O d  § 3
Leitsätze«
%  Die unbeschränkte Nachprüfbarkeit der Eingruppierung

der BehÖrdenangestellten in die Vergütungsgruppen der
TOoA wird durch das Außerkrafttreten, der tarifvertrag-^
liehen Vereinbarung vom 28* Februar 195'"’ nicht berührt*

*

.2, Die gründlichen Fachkenntnisse eines BehördenangestelL ••• 
ten sind dann vielseitig im Sinne der Tätigkeitsmerkmale' 
der Vergütungsgruppe VI b TOJt, wenn sie auf dem abge.-- 
grenzten Teilgebiet;, in dem der Angestellte beschäftigt 
ist, betätigt werden-., Allseitige Fachkenntnisse auf dem 
gesamten Gebiete der Verwaltung, bei der er arbeitet, 
sind nicht erforderlich„ Ein eng abgegrenztes Teilgebiet 
mit etwa nur routinemäßiger Bearbeitung genügt allerdings 
nicht*

5* Die zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppe VI h 
TOoA gehörenden "selbständigen Leistungen" erfordern, 
daß der Angestellte das Ergebnis selbständig erarbeitet 
und dabei eine eigene geistige Initiative entwickelt? 
routinemäßige Arbeiten, die gerade keine derartigen 
selbständigen Leistungen erkennen lassen, genügen nicht0 
Die selbständigen Leistungen müssen sich weiter auf die 
Haupttätigkeit, zu der die gründlichen vielseitigen 
Fachkenntnisse erforderlich sind, beziehen? Selbständig-- 
keit in Nebenleistungen reicht nicht aus*
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2̂  A ZR^ 3 67/5 4 
* 4 Sa 239/54 LAG Haim ,

Verkündet 
am ‘"?c.Novem'ber 1'953 
gez0 Hißler, 
Angestellter' 

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts-, auf 
Grund der mündlichen. Verhandlung vom t ‘70November 1955. 
durch den Senatspräsidenten Br» Müller und die Bundes..̂  
rieht er Dr» Berger und Br c. Simons sowie die Bundesar.--; 
beitsrichter Krell und Bisst für Recht erkannts

Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil der 4*, Kammer des Landesarbeitsgerichts 
Hamm (Westfu) vom 2c Juli 1954 - 4 Sa 239/54 '
aufgehoben» Bie Sache wird zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung., auch über die Kosten 
der Revision, an die 20, Kammer des Landesarbeits^ 
gerichts Hamm (Y/estf c.) zurückverwieseiu

V o n  R e c h t s  w e g e  n I

: ~ 2 -A
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Tatbestands

Per Kläger ist seit 1947 im Dienste des beklagten Ban^ 
des Reehnungsführer bei dem Polizeikreis i & S t  und wil'd 
nach der Vergütungsgruppe VII der TQ«A besoldet0

Mit der Behauptung, daß seine Tätigkeit die Begriffs^ 
merkmale der Gruppe VI b der TO,,A erfülle., verlangt, er vom 
beklagten lande die Zahlung von 480,,- DM als teilweises 
Mehrgehalt für die Zeit vom 1,. Januar T952 bis 21o Okto « 
ber • 952

Beide Vorinstanzen haben zu seinen Gunsten entschied
deiio

Mit der Revision erstrebt das beklagte Land die Abwei« 
sung der Klage, hilfsweise die Zurückverweisung,

Ent si cheidungsgründei

1 ' Auf die TO ,A und die ihr als Anlage 1: beigefügte All­
gemeine Vergütungsordnung kann der Kläger seinen Anspruch 
auf tarifliches Mehrgehalt: unbeschränkt stützen,, Zwar so1j>- 
te nach §§ 13 und 14 der zwischen der Tarifgemeinechaft 
Deutscher Bänder und den Gewerkschaften abgeschlossenen 
tarifvertraglichen Vereinbarung vom 28„Bebruar 1951 (im 
folgendem Tarif Vereinbarung) seit dem 1 a, März 1951 § 3 TQoA 
zunächst nicht mehr anzuwenden sein; erst nach dem Ablauf 
der bezeichneten Tarifvereinbarung sollte wieder nach ihm 
verfahren werden« Die Regelung der Vereinbarung, die Aus­
schüsse zur Nachprüfung der’ Eingruppierung nach der TO,A 
vorsah, war, ihre zunächst gegebene Wirksamkeit angenommen, 
jedenfalls zur Zeit der Klageerhebung,. nämlich im Pebruar 1954? 
durch § 101 des bereits ai h  Oktober 1953 i11 Kraft getreu
teilen Arbeitsgerichtsgesetzes außer Kraft gesetzt? denn 
dort ist der Schiedsvertrag nur in beschränktem Umfange 
und jedenfalls nicht für die Eingruppierung imlöffentliehen 
Dienst zugelassen (Dersch-Volkmar, ArbGG? 6«Auflc,Vorbem0vor
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§ 'Q*' Seite ''087; Ambrosius, . Das (Tarif recht der Angestell­
ten im öffentlichen Dienst,, 1955? Seite 175 - V74)* Oh 
bei dieser (Rechtslage aber § 3 T0«Aj weil er nur suspen ­
diert war5 wieder aufgelebt ist oder ob, weil eine Sus­
pendierung rechtlich nicht zulässig war, die Bestimmung; 
entweder wegen Nichtigkeit der Tarifvereinbarung niemals 
gegenstandslos wurde oder aber bei Wirksamkeit der Verein- ■ 
barung nach § 9 TVG endgültig beseitigt war., kann dahinge­
stellt bleibenc, Denn in allen Fällen ist das Ergebnis je;; 
denfalls: für den vorliegenden Anspruch das gleiche,, Ist 
der lediglich für die Dauer der Geltung der Tarifverein­
barung suspendierte § 3 TOtA wieder in Kraft oder ist er 
stets in Kraft geblieben, so steht er nach der Rechtspre­
chung des Senats (BAG t, 85) der unbeschränkten Nachprüf­
barkeit der Eingruppierung nicht entgegen. Ist die Vor­
schrift aber endgültig weggefallen, so sind damit auch die 
dort nach einer früher verbreiteten,, allerdings vom erken- 
nenden Senat nicht gebilligten Ansicht für die Nachprüf­
barkeit aufgestellten Schranken gleichfalls zu Gunsten 
einer unbeschränkten Nachprüfbarkeit beseitigte

Die' etwaige Außerkraftsetzung des § 3 l'O&A durch die 
Tarifvereinbarung steht der Weitergeltung der Anlage 1 
zur Tödi (Allgemeine Vergütungsordnung) nicht im Wege, 
Allerdings ist gerade in §, 3 Abs, 2 TChA die Einreihung 
in die Vergütungsgruppen der Anlage 1 zur TQ„A festgelegt-0 
Abgesehen davon, daß diese Anlage 1 aber auch noch in an­
deren Bestimmungen der TO,.A * so in § 4 Abs<. % Buchst -,a 
§ 5 Abs, 1 und Abs, 4, erwähnt ist, hatte die Tarifverein- 
barung ja gerade das Fortbestehen der Allgemeinen Vergüt 
tungsordnung zur Voraussetzung; denn sie ordnete das Ver­
fahren zur Einreihung der Angestellten in. diese Vergüttihgfe- 
Ordnung o Wenn die Tarif Vereinbarung also den § 5 TQoA end--: 
gültig aufgehoben haben sollte5 so hat sie jedenfalls die 
Anlage 1 (Allgemeine Vergütungsordnung) auf recht erhsIten-
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2) Der Klageanspruch ist auch nicht, wie das beklagte 
land in der mündlichen Verhandlung vorgetragen hat, da­
durch ausgeschlossen, daß die in § 6 der Tarif-vereinbar 
rung vom 28t Februar 1951 bestimmte Ausschlußfrist abge­
laufen seio Pur einen solchen Ablauf gibt der vom Landes« 
arbeitsgericht festgestellte Sachverhalt keinen Anhalte 
Sr läßt in keiner Weise erkennen, daß zur Seit der etwaigen 
Geltung der TarifVereinbarung eine Eingruppierungs-verband» 
lung zwischen dem Betriebsrat oder dem Kläger einerseits 
und der Dienststelle andererseits geführt und abgeschlos­
sen worden isto
;*) Die vom erkennenden Senat (BAG- 1, 85) grundsätzlich 
bejahte Nachprüfbarkeit der Eingruppierung der Behörden« 
angestellten nach der TOoA erstreckt sich auch auf die 
Tätigkeitsmerkmale des ersten Palles der Vergütungsgruppe 
Vf b TOoAc Demi nach-der Rechtsprechung des erkennenden 
Senats '.AP Nr* 2 und 6 zu § 3 TOJl) enthalten die Tätig« 
keitsmerkmale dieses Palles der Gruppe VI b der TOJl und 
selbst des auf ihm aufgebauten ersten Palles der Gruppe 
v b ausschließlich justiziable Rechtsbegriffe und nicht 
auch nur teilweise Ermesseiisvorstellungen«,

Hiernach ist die Rüge der Revision, daß dem Arbeit­
geber bei der Eingruppierung in die Vergütungsgruppe 
VI b TOoA ein Ermessensspielraum einzuräumen sei, unbe« 

v gründet 0
4' Die Eingruppierung in die Gruppe VI b setzt - außer 
"selbständigen Leistungen" - "gründliche vielseitige Fach« 
kenntnisse auf dem Gebiete der Verwaltung, bei der der 
Angestellte beschäftigt ist", voraus□ Bei Bejahung die­
ser Voraussetzung geht das J'andesai'beitsgericht davon aus;, 
daß damit nicht allseitige Fachkenntnisse auf allen Ge « 
bieten der Verwaltung, bei der der Angestellte beschäftigt 
ist, gefordert werdenc Gegen diesen Ausgangspunkt, der an 
sich von der Revision auch nicht in Zweifel gezogen wird, 
bestehen keine Bedenken«, Denn allseitige Fachkenntnisse
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auf dem gesamten Gebiete der -Verwaltung, bei der der ein** 
zelne Bedienstete beschäftigt ist, können von einem nach 
der Vergütungsgruppe VI b besoldeten Angestellten gar 
nicht gefordert werden; es genügen gründliche und viel­
seitige Sachkenntnisse auf dem abgegrenzten Teilgebiet, 
in dem er arbeitete Allerdings darf dieses Teilgebiet 
nicht nur einen eng begrenzten Umfang haben, so daß es 
etwa nur eine gewisse Routine bei der Bearbeitung der 
regelmäßig gleichgelagerten Pälle, aber keine vielseitig 
gen Sachkenntnisse erfordertQ Vielmehr muß dieses Teil­
gebiet so groß sein, daß es nur bei vielseitigen Sach« 
kenntnissen ordnungsmäßig bearbeitet werden kann«

Bas Landesarbeitsgericht sagt nun, daß der Kläger auf 
dem Gebiete des Haushalts - und des Besoldungswesens gründ« 
liehe und vielseitige Sachkenntnisse besitze; diese spreche 
das beklagte Land 11 letzten Endes” dem Kläger auch nicht 
abo Bie Revision hält dieses Tätigkeitsgebiet für zu um­
grenzt und zieht daher die Vielseitigkeit der Kenntnisse 
des Klägers in Zweifel« Bern kann nicht beigetreten werden«' 
Bas Gebiet der Besoldung und des Haushalts ist an sich um« 
fangreich genug, um die für es geforderten Sachkenntnisse 
als vielseitig im Sinne der Gruppe VX b TO-A anzusehen«
Ein in dieses Gebiet eingearbeiteter Angestellter ist in 
diesem Rahmen auch bei jeder anderen Bienststeile verwend­
bar,
5) Bas Landesarbeitsgericht stellt fest, daß das Haupt­
aufgaben gebiet des Klägers in der Berechnung der Besoldung 
einschließlich aller Hebenbezüge der Beamten des Polizei« 
kreises bestehe« Baß die Feststellung der sachlichen Rieh; - 
tigkeit dieser seiner Arbeit der Peststellungsstelle bei 
dem Regierungspräsidenten in Arnsberg obliege und der Klä« 
ger insoweit zur Unterschrift nicht befugt ist, hält das 
Landesarbeitsgericht für nicht ausschlaggebend; denn das
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Schwergewicht der Arbeit liege beim Rechnungsführer 
und nicht bei der Reststellungsstelle„ Daher übe der 
Kläger eine 'selbständige- Tätigkeit" aus»

Mit Recht greift die Revision diese Ausführungen 
als ungenügend an« Grundsätzlich ist die Unterschrifts~ 
befugnis gerade ein Kennzeichen dafür, daß der Unter­
schreibende die eigentliche Verantwortung nicht nur 
nach außen, sondern auch im Innenverhältnis übernimmt 
und daß die Arbeiten des bediensteten, der zur Unter­
schrift nicht befugt ist, nur unselbständige Vorarbei-' 
ten sind, die von dem zur Unterzeichnung Befugten 
nachgeprüft und abgeändert werden* Freilich kann dies 
auch anders sein* Es kommt insbesondere bei Behörden 
vor, daß die von dem nicht zeichnungsbefugten Bedien­
steten geleisteten ..Arbeiten durch den zur Unterschrift 
befugten Bediensteten praktisch gar nicht in einer ins 
Gewicht fallenden Weise durch Einzelweisungen gelenkt 
oder kontrolliert werden können und daß'nur derOrd­
nung halber nach außen hin dem einen Bediensteten un­
ter Ausschaltung der anderen die Unterschriftsbefug­
nis erteilt ist» In diesem Falle kann der Wert der Ar­
beit, die die nicht zeichnungsbefugten Bediensteten 
leisten, über den von unselbständigen Vorarbeiten hinaus­
gehen und den Rang von selbständigen Leistungen erreichen* 
Das Kennzeichen der selbständigen leistxmg ist es, daß 
der Angestellte das Ergebnis selbständig erarbeitet und 
dabei eine eigene geistige Initiative entwickelt; eine 
leichte geistige Arbeit kann dieses Merkmal nicht er­
füllen (BAG AP Kr» 2 zu § 3 'x 0»A)»

Die Zusammenarbeit zwischen dem Kläger und der 
Feststellungsstelle in Arnsberg hat das Landesarbeits­
gericht aber, wie die Revision mit Recht rügt, nicht 
naher aufgeklärt» Es begnügt sich, mit der Feststellung, 
daß "das Schwergewicht" der Besoldungsberochnung beim 
Kläger und nicht bei der Feet stellungsste11e liege »Das
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Schwergewicht allein ergibt aber noch nicht die selbständige 
Leistung„ Auch wenn der Rechnungsführer den mengenmäßig gros­
sen Teil der Besoldungsberechnung leistet, so schließt dies 
nicht aus, daß es sich dabei um die mehr routinemäßigen Ar­
beiten handelt, die gerade keine selbständigen Leistungen 
erkennen lassen, und daß er in jeder sonstigen Hinsicht bei 
seiner immer wieder in erheblichem Umfang schwierigere. und 
schwierige Fragen aufwerfenden Tätigkeit auf die Leitung und 
Kontrolle der Feststellungsstelle angewiesen ist* Die tat­
sächlichen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts tragen 
also die von ihm getroffene Entscheidung nicht und müssen 
daher in der bezeichneten Richtung ergänzt werden»
6) Die Hilfsbegründung des Landesarbeitsgerichts., daß je­
denfalls die Verwaltung des Handvorschusses von 1000«- DM, 
die Abrechnung der Polizeiverwaltungsgebühren und die Ab­
rechnung mit den Justizkassen selbständige Leistungen dar­
stellen, kann allein das Urteil' nicht tragen, wie die le- l 
vision mit Recht beanstandet» Denn diese Tätigkeiten stellen 
nach der klaren Feststellung des Landesarbeitsgerichts nicht 
die Hauptaufgabe des Klägers dar, die das Landesarbeitsgerich'i 
vielmehr in der Besoldungsberechnung sieht» Die selbständigen 
Leistungen, die zu den Begriffsmerkmalen der C-ruppe VIb der. 
TOoA gehören, müssen sich auf die Haupttätigkeit, die der 
gesamten Tätigkeit maßgeblich das Gepräge gibt, erstrecken* 
eine Selbständigkeit in lebenleistungen allein genügt nicht0
7) Da das angefochteneUrteil aus den erörterten materiel­
len Gründen aufgehoben werden muß, bedarf es eines Eingehens 
auf die formelle Revisionsrüge, daß das Landesarbeitsgericht 
bei der Feststellung der selbständigen Leistungen des Klägers 
§ 286 ZPO verletzt habe, nicht mehr»

gez» Dr.Müller Dr„Berger Dr» Simons
Krell List
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